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(Nr. 11276.) Geſetz, betreffend das Schleppmonopol auf dem Rhein⸗Weſer⸗Kanal und dem 
Lippe⸗Kanal. Vom 30. April 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen in Ausführung des § 18 des Geſetzes, betreffend die Herſtellung und 
den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905 (Geſetzſamml. S. 179), mit 
Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


$1: 

Fahrzeuge (Schiffe und Flöße), die nicht von Menſchen oder Tieren ge⸗ 
treidelt werden oder nicht mit eigener Kraft fahren ($ 2), dürfen auf dem Rhein- 
Weſer⸗Kanal und dem Lippe⸗Kanale nur mit der vom Staate vorzuhaltenden 
Schleppkraft fortbewegt werden. Zum Rhein⸗Weſer⸗Kanal im Sinne dieſes Ge⸗ 
ſetzes gehören der Anſchluß nach Hannover, die Zweigkanäle nach Herne, Dort- 
mund, Osnabrück, Minden (Weſerabſtieg) und Linden mit Leineabſtieg, ferner der 
Duisburg⸗Ruhrorter Hafen, dieſer jedoch nur bezüglich des durchgehenden Verkehrs 
zwiſchen Rhein und Kanal. Das Verlegen eines Fahrzeugs von einem Löſch⸗ 
und Ladeplatze zu einem anderen innerhalb einer Kanalhaltung, jedoch höchſtens 
auf 10 Kilometer Entfernung, kann ohne Inanſpruchnahme ſtaatlicher Schlepp⸗ 
mittel zugelaſſen werden. 

Die Staatsregierung wird ferner ermächtigt, Fahrzeuge, die auf einer Fahrt 
zwiſchen dem Rhein und Mülheim a. d. Ruhr lediglich die untere Haltung des 
Rhein-Herne⸗Kanals benutzen, vom ſtaatlichen Schleppbetriebe freizulaſſen. 

Fahrzeuge, die lediglich den Dortmund (Herne)-Emshäfen-Kanal benutzen, 
ſind in den erſten fünfzehn Jahren ſeit Inbetriebnahme des Rhein⸗Weſer⸗Kanals 
von dem ſtaatlichen Schleppbetriebe freizulaſſen. Nach Ablauf dieſer Zeit oder 
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wenn cine zufammengefaßte mechaniſche Schleppeinrichtung eingeführt wird, die 
ein Nebeneinanderbeſtehen des ſtaatlichen und privaten Schleppzugs untunlich 
macht, kann durch Königliche Verordnung der ftaatliche Schleppbetrieb eingeführt 
werden. In dieſen Fällen wird die Frage etwaiger Entſchädigung einem beſon⸗ 
deren Geſetze vorbehalten. : 

Auf der Strecke Dortmund- Henrichenburg kann vorübergehend zu Ver⸗ 
ſuchen mechaniſcher Schleppeinrichtungen private Schlepperei ausgeſchloſſen werden, 
inſoweit dieſes für die Verſuche notwendig iſt. 


9 


Fahrzeuge mit eigener Triebkraft dürfen die Waſſerſtraßen, ſoweit dieſe dem 
ſtaatlichen Schleppmonopol unterliegen, nur mit befonderer Genehmigung der 
Kanalverwaltung befahren. Dieſe Genehmigung iſt für das einzelne Schiff 
widerruflich zu erteilen. 


8.35 

Die Tarife, nach denen der Schlepplohn zu entrichten ift, bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Veröffentlichung im Amtsblatte. Iſt in dem Tarife nicht ein 
anderer Zeitpunkt für das Inkrafttreten angeordnet, ſo beginnt die Anwendung 
mit dem achten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem das letzte 
die Bekanntmachung enthaltende Amtsblatt ausgegeben iſt. Die Tarife ſind bei 
Erfüllung der darin angegebenen Bedingungen für jedermann in der gleichen 
Weiſe anzuwenden. ’ 


§ 4 


Der ſtaatliche Schleppbetrieb erfolgt auf Grund einer Schleppordnung, die 
von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten zu erlaſſen iſt. 


§ 5. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, für die Einrichtung des ſtaatlichen 
Schleppbetriebs einen Betrag von 9900 000 Mark (Neunmillionenneunhunderk⸗ 
tauſend Marh zu verwenden. 


§ 6. 

Die öffentlichen Verbände, welche die im § 2 des Waſſerſtraßengeſetzes 
vom 1. April 1905 genannten Garantieverpflichtungen übernommen haben, werden 
an dem ſtaatlichen Schleppbetriebe beteiligt, wenn ſie ſich vor dem 1. Juli 1913 
der Staatsregierung gegenüber verpflichten, vom Tage der Betriebseröffnung ($ 15) 
an ein Viertel der für den Betrieb verausgabten Anlagekoſten aus eigenen 
Mitteln in jedem Rechnungsjahre mit 4 vom Hundert zu verzinſen und mit 
½% vom Hundert zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen des Schleppbetriebs 

nach Abzug der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten und ange 
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meſſener Rücklagen (S 9) zur Verzinſung und Tilgung des verausgabten Anlage⸗ 
kapitals mit zuſammen 4%½ vom Hundert nicht ausreichen. 

Will ein Verband die Verpflichtung nicht übernehmen, ſo können die anderen 
Verbände für deſſen Anteil mit eintreten. 

Im Falle der Übernahme der im Abf. 1 genannten Verpflichtung gelten 
für das Verhältnis zwiſchen dem Staate und den Verbänden die S9 7 bis 13. 


ee 

Bei der Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals (§ 6) werden nicht nur 
die auf Grund des $ 5 verausgabten Beträge berückſichtigt, ſondern auch die 
Koſten von Anderungen oder Ergänzungen des Schleppbetriebs, die von dem 
zuſtändigen Miniſter etwa ſpäter für erforderlich gehalten werden, um den Verkehr 
in einer dem öffentlichen Intereſſe entſprechenden Weiſe durchführen zu können. 
Bei weſentlichen Anderungen und Ergänzungen find die Vertreter der Garantie- 
verbände zu hören. 


§ 8. 
Die laufenden Einnahmen aus dem Schleppbetriebe find in jedem Ned) 
nungsjahr in nachſtehender Reihenfolge zu verwenden: 
a) zur Deckung der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten; 
p) zur Bildung eines Erneuerungsfonds für die einer beſonderen Abnutzung 
unterliegenden Einrichtungen ($ 9); 
e) zur Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals mit 4½ vom Hundert; 
d) zur Bildung eines Ausgleichsfonds für die Deckung etwaiger Fehl⸗ 
beträge ($ 10). 
Der verbleibende Reinüberſchuß wird an den Staat und die Garanten 
nach Verhältnis der übernommenen Koſtenanteile verteilt. 
Außergewöhnliche Einnahmen fließen, ſoweit ſie nicht dem Baufonds zuzu⸗ 
führen find, dem Ausgleichsfonds (§ 10) zu. 


§ 9. 

Zum Zwecke der Erneuerung der einer beſonderen Abnutzung unterliegenden 
Teile der Schleppeinrichtung wird ein Erneuerungsfonds ($ 8 b) gebildet, dem 
alljährlich ein angemeſſener Satz vom Hundert der für dieſe Teile aufgewendeten 
Koſten aus den nach Deckung der Betriebs⸗ und Unterhaltungskoſten verbleibenden 
Reineinnahmen zuzuführen iſt. Reichen die Reineinnahmen eines Jahres zur 
Abführung des erforderlichen Betrags nicht aus, ſo iſt der Fehlbetrag in den 
folgenden Jahren zu ergänzen, bevor Beträge zur Verzinſung und Tilgung des 
Anlagekapitals verwandt werden. 
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§ 10. 


Zur Deckung unvorhergeſehener Ausfälle und Ausgaben wird ein Aus⸗ 
gleichsfonds ($ 8d) gebildet. Dieſem Fonds fließen — abgeſehen von den außer⸗ 
gewöhnlichen Einnahmen ($ 8 Abſ. 3) — 20 vom Hundert des nach Verzinſung 
und Tilgung des Anlagekapitals mit 4*/, vom Hundert verbleibenden Reinüberſchuſſes 
zu, bis der Fonds 10 vom Hundert des verausgabten Anlagekapitals erreicht hat. 


§ 11. 


Die Beträge, welche von den beteiligten Verbänden auf Grund der übers 
nommenen Verpflichtung der Staatskaſſe oder jenen von dieſer zu erſtatten ſind, 
ebenſo die Beträge, die den Erneuerungs⸗ und Ausgleichsfonds zuzuführen oder 
zu entnehmen ſind, werden nach Anhörung von Vertretern der Garantieverbände 
für jedes Rechnungsjahr von dem zuständigen Miniſter und dem Finanzminiſter 
endgültig feſtgeſtellt. 

§ 12. 

Bei der Aufbringung und Unterverteilung der aus dieſer Verpflichtung den 
Provinzen, Kreiſen und Gemeinden erwachſenden Laſten finden die geſetzlichen 
Vorſchriften über die Mehr⸗ und Minderbelaſtung einzelner Kreiſe und Kreisteile 
ſowie der SS 9 und 20 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14, Juli 1893 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 152) Anwendung. 


§ 13. 


Die Urkunden, durch welche die im § 6 genannten Verpflichtungen über: 
nommen werden, find ſtempelfrei. 


§ 14, 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 5 erwähnten 
Koſten eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuld⸗ 
verſchreibungen aufzunehmen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung Diefer Schatz⸗ 
anweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld— 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. Schatzanweiſungen oder 
Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig werdenden Schatzanweiſungen 
beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des 
Finanzminiſters 14 Tage vor dem Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. 

Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 


55 22 


: Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 


Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 
1903 (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


Salz 
Die Vorſchriften der SS 1 und 2 des Geſetzes treten für die einzelnen 
Waſſerſtraßen mit dem Zeitpunkt in Kraft, an dem der zuſtändige Miniſter den 
Betrieb auf ihnen für eröffnet erklärt. Im übrigen tritt das Geſetz ſofort in Kraft. 


§ 16. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 30. April 1913. 


(I. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11277.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in Gronau i. Weſtfalen. Vom 
30. April 1913. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2, 
verordnen, mit ee der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Sa 

In der Stadt Gronau i. Weſtfalen im Kreiſe Ahaus wird ein Amtsgericht 
errichtet. Dieſem werden unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Ahaus 
zugelegt die Stadtgemeinde Gronau i. Weſtfalen und die Landgemeinden Epe 
Dorf und Epe Kirchſpiel aus dem Kreiſe Ahaus. 


BRO. 


$ 2. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 30. April 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Mr. 11278.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in Brühl. Vom 30. April 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
SR 
In der Stadt Brühl im Landkreiſe Cöln wird ein Amtsgericht errichtet. 
Dieſem werden unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Cöln zugelegt: 
die Stadt Brühl, die Landgemeinden Badorf, Berzdorf, Kierberg, Schwadorf 
und Vochem ſowie die Ortſchaft Meſchenich aus der Landgemeinde Rondorf, 
ſämtlich im Landkreiſe Cöln. 
§ 2. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 30. April 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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(Nr. 11279.) Geſetz, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Blumenthal und Leſum. 
Vom 30. April 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

: Einziger Paragraph. 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Gefesfamml. S. 393) 
werden aus der Landgemeinde Aumund im Kreiſe Blumenthal die Ortſchaft Fähr 
und der an dieſe angrenzende Teil von Aumund bis zur Mittellinie der Bahnhofs⸗ 
ſtraße daſelbſt vom 1. Juli 1913 ab unter Abtrennung von dem Amtsgericht in 
Leſum dem Amtsgericht in Blumenthal zugelegt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 30. April 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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